
Gemeinde Oberried
Landkreis Breisgau-HochschwarzwaId

Satzung zur Änderung der Abwassersatzung der
Gemeinde Oberried (AWS-Anderungssatzung)

Aufgrund von §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg
(GemO) und §§ 2, 8, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabegesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Oberried am 26.06.2023
in öffentlicher Sitzung die Änderung der Satzung über die öffentliche
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Oberried vom 27.09.2011 als Satzung
beschlossen.

§ l Gegenstand der Änderung

^ § 49 Entstehen der Gebührenschuld wird wie folgt geändert:

„§ 49 Entstehung der Gebührenschuld

l)

2)

3)

4)

In den Fällen des § 43 Abs. l entsteht die Gebührenschuld für ein
Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet
ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht
die Gebührenschuld mit Ende des Benutzungsverhältnisses. Der
Veranlagungszeitraum vom 01.10.2022 bis 30.09.2023 verlängert sich bis
zum 31.12.2023.

In den Fällen des § 43 Abs. l Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den
bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang
folgenden Kalendermonats, für den neuen Grundstückseigentümer mit
Ablauf des Kalenderjahres.

In den Fällen des § 43 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei
vorübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit
Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

In den Fällen des § 43 Abs.
Anlieferung des Abwassers.

3 entsteht die Gebührenschuld mit der

5) Die Gebührenschuld gemäß § 43 Abs. l sowie die Vorauszahlung gemäß §
50 ruhen auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§
13 Abs. 3 i. V. mit § 27 KAG)."

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.10.2023 in Kraft.

Ot^erried, 2,6.06.2023

f^Ao /fr
Faus Vosberg

Bürgermeister
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Gemeinde Oberried
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald

Hinweis
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO
beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich,
wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der

Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt
worden sind.

Ausgefertigt:
Oberried, den 27.06.2023

It f^
Klaus Vosberg
Bürgermeistj{
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